
VERORDNUNG (EU) 2025/2600 DES RATES

vom 12. Dezember 2025

über Sofortmaßnahmen zur Bewältigung der durch die Handlungen Russlands im Zusammenhang 
mit dem Angriffskrieg gegen die Ukraine verursachten ernsthaften wirtschaftlichen Schwierigkeiten

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 122 Absatz 1,

auf Vorschlag der Europäischen Kommission,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Am 24. Februar 2022 hat der Präsident der Russischen Föderation eine „militärische Spezialoperation“ in der 
Ukraine angekündigt, und russische Streitkräfte haben einen Angriff auf die Ukraine begonnen. Dieser Angriff stellt 
eine eklatante Verletzung der territorialen Unversehrtheit, Souveränität und Unabhängigkeit der Ukraine dar. 
Seitdem wurde der Angriffskrieg gegen die Ukraine fortwährend ausgedehnt, und die destabilisierenden Aktivitäten 
und die hybriden Kampagnen Russlands wurden auf das Hoheitsgebiet von Mitgliedstaaten der Union ausgeweitet.

(2) Zusätzlich zu den verheerenden Auswirkungen auf die ukrainische Wirtschaft haben der Angriffskrieg Russlands 
gegen die Ukraine und Russlands Handeln gegen die Union schwerwiegende wirtschaftliche Herausforderungen 
außerhalb der Ukraine bewirkt und bewirken auch weiterhin solche schwerwiegenden wirtschaftlichen 
Herausforderungen. Durch die Nähe der Union zu Russland und zur Ukraine und angesichts des Angriffskriegs 
Russlands gegen die Ukraine sowie der Handlungen Russlands gegen die Union wird die Wirtschaft der Union 
beeinträchtigt und wird voraussichtlich weiterhin beeinträchtigt werden, solange Russland seinen Angriffskrieg 
fortsetzt. Darüber hinaus wird erwartet, dass die Wirtschaft der Union noch stärker in Mitleidenschaft gezogen 
würde, sollte sich die Lage in der Ukraine verschlechtern.

(3) Der ungerechtfertigte und unprovozierte Angriffskrieg gegen die Ukraine hat die Wirtschaft der Union durch 
schwerwiegende Versorgungsunterbrechungen, größere Unsicherheit, höhere Risikoprämien sowie geringere 
Investitionen und niedrigere Konsumausgaben in der Union erschüttert. Infolgedessen lag das durchschnittliche 
jährliche BIP-Wachstum im Zeitraum 2022-2023 um 1,9 Prozentpunkte unter dem in der Herbstprognose 2021 der 
Kommission für den Median der Mitgliedstaaten projizierten Wert.

(4) Die groß angelegte Invasion Russlands in die Ukraine im Februar 2022 führte namentlich zu deutlich höheren Öl-, 
Gas- und Lebensmittelpreisen, da die Märkte auf den Rückgang bzw. den potenziellen Rückgang der Ausfuhren 
zweier großer Rohstofflieferanten reagierten. Eine direkte Folge war ferner die Unterbrechung der Lieferketten 
hinsichtlich Einfuhren aus der Ukraine in die Union, insbesondere in Bezug auf Getreide und pflanzliche Öle, sowie 
der Ausfuhren aus der Union in die Ukraine, was besonders schwerwiegende Auswirkungen auf die Landwirtschaft, 
die Lebensmittelverarbeitung, die Fischerei und die Aquakultur in der Union hatte. Einige Metalle und Rohstoffe sind 
aufgrund der militärischen Aggression und der von Russland ergriffenen Vergeltungsmaßnahmen knapp geworden, 
wodurch die Kosten für die Industrie der Union steigen.

(5) Angesichts der negativen Auswirkungen der Handlungen Russlands auf die Energiemärkte haben die Mitgliedstaaten 
Unterstützung für Haushalte und Unternehmen bereitgestellt. Die von den Mitgliedstaaten im Zeitraum 2022 bis 
2024 ergriffenen haushaltspolitischen Maßnahmen zur Minderung der makroökonomischen und sozialen 
Auswirkungen der hohen Energiepreise beliefen sich auf mehr als 365 Mrd. EUR. Am 17. März 2023 nahm die 
Kommission ihre Mitteilung „Befristeter Rahmen für staatliche Beihilfen zur Stützung der Wirtschaft infolge des 
Angriffs Russlands auf die Ukraine — Krisenbewältigung und Gestaltung des Wandels“ (1) an, auf die am 4. Juli 2025 
die Mitteilung „Rahmen für staatliche Beihilfen zur Unterstützung des Deals für eine saubere Industrie“ 
(Beihilferahmen für den Deal für eine saubere Industrie) (2) folgte.
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(6) Durch den Angriff Russlands auf die Ukraine und den Einsatz der Energielieferungen als Druckmittel wurde es für 
die Union noch dringlicher, ihre Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen zu verringern, indem sie den Ausbau der 
erneuerbaren Energien, die Dekarbonisierung der Industrie und den Aufbau von Kapazitäten in Bereichen, die für 
den Übergang zu einer klimaneutralen Wirtschaft von strategischer Bedeutung sind, beschleunigt, wobei auch 
globale Herausforderungen zu berücksichtigen sind, aufgrund deren die Gefahr besteht, dass Investitionen in diesen 
Bereichen in Drittländer außerhalb des EWR umgelenkt werden. Die Union hat auf ihrer Ebene mehrere Maßnahmen 
ergriffen, um auf die Energiekrise zu reagieren, einschließlich des REPowerEU-Plans, der darauf abzielt, die 
Energiewende zu beschleunigen und die Energieunabhängigkeit der Union zu erhöhen. Im Rahmen des 
REPowerEU-Plans wurden den Mitgliedstaaten durch die Verordnung (EU) 2021/241 des Europäischen Parlaments 
und des Rates (3) zusätzliche Mittel in Höhe von 20 Mrd. EUR zur Bewältigung der aus den Auswirkungen des 
Angriffskriegs Russlands resultierenden Energiekrise zur Verfügung gestellt.

(7) Darüber hinaus hat Russland durch die Beschlagnahme, Einziehung oder Zwangsversteigerung wirtschaftlicher 
Vermögenswerte von Investoren aus der Union in Russland der Wirtschaft und den Unternehmen in der Union 
Schaden zugefügt. Dieser Schaden kommt zu den gesonderten Zahlungen und Steuern hinzu, mit denen 
Einrichtungen und Investoren der Union belegt werden, sowie zu erheblichen Beschränkungen des freien 
Kapitalverkehrs, die wiederum Investitionen verzerren und sich negativ auf Unternehmen und Märkte auswirken. 
Das Risiko weiterer Beschlagnahmen von Vermögenswerten ist angesichts des bestehenden Risikos und der 
fehlenden Möglichkeit für Investoren aus der Union, den russischen Markt zu verlassen, nach wie vor hoch. In 
diesem Zusammenhang unterzeichnete der Präsident der Russischen Föderation am 30. September 2025 einen 
Erlass über den beschleunigten Verkauf von Vermögenswerten nach deren Beschlagnahme.

(8) Zusätzlich zu dem Verlust an Wirtschaftswachstum und Kaufkraft sind durch die Handlungen Russlands erhebliche 
direkte Haushaltskosten für die Mitgliedstaaten entstanden. Zugleich haben sich die Finanzen der Mitgliedstaaten 
noch nicht vollständig von der COVID-19-Krise erholt. Auch ein erheblicher Teil des Unionshaushalts musste in 
Maßnahmen zur Bewältigung der direkten und indirekten Folgen von Russlands Angriffskrieg gegen die Ukraine 
umgeschichtet werden.

(9) Diese verschiedenen Elemente zeigen, dass Russlands Angriffskrieg gegen die Ukraine bereits direkte und indirekte 
Auswirkungen auf die Wirtschaft der Union hatte und weiterhin hat und dass er sich erheblich auf die Haushaltslage 
der Mitgliedstaaten niedergeschlagen hat. Trotz aller Maßnahmen, die auf der Ebene der Union und der 
Mitgliedstaaten ergriffen wurden, haben die Auswirkungen der Verwerfungen, die durch Russlands Angriffskrieg 
gegen die Ukraine und andere Handlungen Russlands im Gebiet der Union verursacht wurden, die Wirtschafts
leistung der Union direkt und indirekt beeinträchtigt und sich erheblich auf die Haushaltslage der Mitgliedstaaten 
niedergeschlagen.

(10) Diese Situation beispielloser Dringlichkeit ist das Ergebnis externer Faktoren, die sich der Kontrolle der 
Mitgliedstaaten entziehen und sich ernsthaft auf ihre Volkswirtschaften niederschlagen. Die Situation droht sie 
noch stärker zu treffen, wenn keine Sofortmaßnahmen ergriffen werden, um die Fähigkeit Russlands 
einzuschränken, die hybriden Angriffe im Hoheitsgebiet der Union weiter zu verstärken. Daher ist eine rasche 
und koordinierte Reaktion auf Unionsebene erforderlich. Diese Maßnahmen sollten im Geiste der Solidarität unter 
den Mitgliedstaaten getroffen werden, um die ungleichen Auswirkungen zu vermeiden, die eine erhöhte Bedrohung 
durch Russland für die Mitgliedstaaten zu haben droht, insbesondere für jene mit größter Nähe zur russischen und 
ukrainischen Grenze. Diese Reaktion lässt geeignete Maßnahmen, die vom Rat im Rahmen der Gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspolitik im Zusammenhang mit restriktiven Maßnahmen gegen Russland erlassen werden, 
unberührt.

(11) Der dringende Handlungsbedarf ergibt sich aus der jüngsten drastischen Verschlechterung der Sicherheitslage in der 
Ukraine und in den Mitgliedstaaten, die eine echte Bedrohung für die Stabilität der wirtschaftlichen Lage der Union 
darstellt und in hohem Maße von verschiedenen Parametern und deren weiterer Entwicklung abhängt.

(12) Angesichts der Dringlichkeit der oben dargelegten Lage ist es angemessen, ein vorübergehendes Verbot aller direkten 
oder indirekten Transfers von Vermögenswerten und Reserven der Zentralbank Russlands oder von juristischen 
Personen, Organisationen oder Einrichtungen, die, wie der russische National Wealth Fund, im Namen oder auf 
Anweisung der Zentralbank Russlands handeln (im Folgenden „Zentralbank Russlands oder mit ihr verbundene 
Einrichtungen“), zu verhängen, um sicherzustellen, dass die Vermögenswerte und Reserven der Zentralbank 
Russlands oder mit ihr verbundener Einrichtungen nicht an die Zentralbank Russlands oder mit ihr verbundene 
Einrichtungen oder zu deren Gunsten und letztlich nicht an Russland oder zu dessen Gunsten transferiert werden.
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(13) Der Transfer von Geldern an Russland sollte dringend verhindert werden, um den Schaden für die Wirtschaft der 
Union in Grenzen zu halten. Das robuste Wachstum Russlands seit 2022 wurde weitgehend von den 
Militärausgaben getragen, doch hat sich das Tempo des russischen Wirtschaftswachstums 2025 merklich 
abgeschwächt. Die Verlangsamung spiegelt unter anderem wider, dass sich die aufgelaufenen Ungleichgewichte 
nachteilig auswirken, insbesondere die hohe Inflation und die hohen Zinsen. Die Haushaltslage Russlands hat sich 
2025 weiter verschlechtert, da die Ölpreise eingebrochen sind, der Rubel aufgewertet hat und die Sanktionsan
strengungen des Westens noch einmal verstärkt wurden. Angesichts der Haushaltslage Russlands ist davon 
auszugehen, dass etwaige zusätzliche Mitteleinnahmen direkt zur Finanzierung seines ungerechtfertigten und 
unprovozierten Angriffskriegs gegen die Ukraine verwendet würden, was mit schwerwiegenden wirtschaftlichen 
Folgen für die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten verbunden ist.

(14) Dadurch würden für die Wirtschaft der Union vor allem aus zwei Gründen ernsthafte Schwierigkeiten entstehen.

(15) Erstens würde sich durch den Transfer von zusätzlichen Mitteln an Russland die Gefahr erhöhen, dass die Aktivitäten 
der hybriden Kriegsführung gegen Mitgliedstaaten und im Hoheitsgebiet von Mitgliedstaaten eskalieren, sodass 
weitere wirtschaftliche Verwerfungen sowie budgetäre und wirtschaftliche Kosten entstünden. In seinen 
Schlussfolgerungen vom 26. Juni 2025 verurteilte der Europäische Rat entschieden alle Arten von hybriden 
Aktivitäten, insbesondere die fortgesetzte hybride Kampagne Russlands, darunter Sabotage, Beschädigung kritischer 
Infrastruktur, Cyberangriffe, Informationsmanipulation und Einflussnahme sowie Versuche, die Demokratie zu 
untergraben, einschließlich im Wahlprozess. In diesen Schlussfolgerungen stellte der Europäische Rat fest, dass die 
Union und ihre Mitgliedstaaten weiterhin ihre Resilienz stärken und hybride Bedrohungen durch Russland 
verhindern, davon abschrecken und darauf reagieren werden.

(16) Hybride Aktivitäten durch Russland werden zunehmend genutzt, um nicht nur die Ukraine, sondern auch die 
Mitgliedstaaten und die Union zu destabilisieren (beispielsweise durch Sabotage, Drohnen, Wirtschaftsspionage, 
Einflussnahme in Wahlprozessen und Fehlinformationskampagnen). In diesem Zusammenhang sind der Union und 
ihren Mitgliedstaaten sowie den Unternehmen direkte Kosten für die Abwehr der hybriden Kampagne Russlands 
entstanden.

(17) Ohne ein Verbot des Transfers von Vermögenswerten und Reserven der Zentralbank Russlands oder mit ihr 
verbundener Einrichtungen könnten die betreffenden Mittel zur Unterstützung der hybriden Kampagne Russlands 
eingesetzt und die wirtschaftlichen Schwierigkeiten in der Union dadurch noch verschärft werden. Beispielsweise 
wurde in den letzten Wochen der Luftraum über Belgien, den Niederlanden, Polen, Rumänien, Dänemark, Estland, 
Deutschland, Litauen und Lettland verletzt. Diese Vorfälle sind kein Zufall, sondern haben System, und es besteht die 
Gefahr, dass sie sich im Falle eines Transfers von Vermögenswerten und Reserven an die Zentralbank Russlands oder 
mit ihr verbundene Einrichtungen oder zu deren Gunsten und letztlich an Russland oder zu dessen Gunsten 
verschärfen.

(18) Zweitens besteht die Gefahr, dass die Verfügbarkeit zusätzlicher Mittel für den Angriffskrieg Russlands die 
wirtschaftliche Unsicherheit verlängert und verschärft; dies würde der Union und ihren Mitgliedstaaten eine stärkere 
Reaktion aus öffentlichen Mitteln zur Unterstützung der Ukraine und der Wirtschaft der Union abverlangen.

(19) In den Schlussfolgerungen des Europäischen Rats vom 23. Oktober 2025 wird anerkannt, dass Russlands 
Angriffskrieg gegen die Ukraine und seine Auswirkungen auf die europäische und globale Sicherheit in einem sich 
wandelnden Umfeld eine existenzielle Herausforderung für die Europäische Union darstellen. Laut der Gemeinsamen 
Mitteilung der Hohen Vertreterin und der Kommission „Frieden sichern: Fahrplan für die Verteidigungsbereitschaft 
2030“ (4) bleibt die Ukraine nach wie vor die erste Verteidigungslinie Europas und ist fester Bestandteil der 
europäischen Verteidigungs- und Sicherheitsarchitektur.

(20) Vor diesem Hintergrund ist davon auszugehen, dass die Auswirkungen auf die Wirtschaft der Union bei Andauern 
des Angriffskriegs Russlands noch gravierender ausfallen würden, sollte die Ukraine nicht zur Unterstützung der 
budgetären Anstrengungen, die zur Fortsetzung ihrer Kriegsanstrengungen unternommen werden müssen, in der 
Lage sein. Eine Niederlage der Ukraine ginge auch mit einem erhöhten Risiko einer Aggression Russlands — auch 
durch hybride Aktivitäten — gegen einen Mitgliedstaat oder ein Nachbarland der Ukraine, einschließlich der 
Bewerberländer, einher, was sofortige direkte und indirekte Auswirkungen beispiellosen Ausmaßes auf die 
Sicherheits- und Wirtschaftslage in der Union hätte. Eine solche Situation würde die Unsicherheit für die 
Wirtschaftsakteure noch erhöhen. Diese Auswirkungen dürften in den Mitgliedstaaten mit größerer Nähe zur 
ukrainischen, russischen und belarussischen Grenze gravierender ausfallen. Jüngste ökonometrische Analysen der 
Kommission legen nahe, dass durch den Krieg das BIP-Wachstum im Zeitraum 2022–2023 in den an die 
kriegsführenden Länder angrenzenden Mitgliedstaaten im Vergleich zum Unionsdurchschnitt bereits 1,4-1,8 Pro
zentpunkte niedriger ausgefallen ist, wobei sich die Verluste bei Verlängerung des Betrachtungszeitraums bis 2024 
nur geringfügig vermindern.
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(21) Im Oktober und November 2025 wurden die russischen Luftangriffe auf Verkehrsnetze, Wohngebiete und 
Energieinfrastruktur in der Ukraine weiter verstärkt. Russland startete sieben groß angelegte kombinierte Angriffe 
mit Raketen und Langstreckendrohnen, die gravierende Störungen der ukrainischen Energieerzeugung zur Folge 
hatten und zusätzliche Gaseinfuhren für die Heizperiode erforderlich machten. Die verheerendsten Angriffe 
ereigneten sich in der Nacht vom 7. November, mit mehr als 500 Drohnen und Raketen, und in der Nacht vom 
24. November, mit 464 Drohnen und 22 Raketen. Nach den Zahlen, die am 25. November 2025 von der Mission 
der Vereinten Nationen zur Überwachung der Menschenrechte in der Ukraine vorgelegt wurden, hat sich die Zahl 
der zivilen Opfer in den Großstädten im Jahr 2025 (Januar bis Oktober) gegenüber dem Vorjahr um 26 % und die 
Zahl der Verletzten in der Zivilbevölkerung im selben Zeitraum um 75 % erhöht. Seit Beginn der groß angelegten 
Invasion durch Russland wurden mindestens 14 534 Zivilisten getötet, darunter 745 Kinder, und 38 472 Zivilisten 
verletzt, darunter 2 349 Kinder.

(22) Außerdem hat die militärische Aggression Russlands gegen die Ukraine bereits unzählige ukrainische Bürgerinnen 
und Bürger zur Flucht in andere Teile des Landes und in Nachbarländer gezwungen und einen beispiellosen Zustrom 
von Vertriebenen aus der Ukraine in die EU ausgelöst, der für die Mitgliedstaaten erhebliche humanitäre und 
wirtschaftliche Folgen hat. Insbesondere mussten und müssen die Union und ihre Mitgliedstaaten erhebliche 
budgetäre Anstrengungen für die Aufnahme von Vertriebenen aus der Ukraine unternehmen. Die Invasion in die 
Ukraine durch Russland hat Millionen von Menschen zur Flucht ins sichere Ausland, meist in Mitgliedstaaten, 
gezwungen. Bis Ende September 2025 wurde insgesamt 4,3 Millionen aus der Ukraine geflohenen Drittstaats
angehörigen vorübergehender Schutz nach der Richtlinie 2001/55/EG des Rates (5) gewährt. Die der Union seit 2022 
entstandenen Bruttohaushaltskosten im Zusammenhang mit der Aufnahme von Vertriebenen aus der Ukraine 
werden auf rund 0,2 % des BIP jährlich geschätzt, und verschiedene Schätzungen zeigen, dass die daraus 
resultierenden Haushaltskosten für die Mitgliedstaaten im Zeitraum 2022 bis 2025 mehr als 155 Mrd. EUR 
erreichen könnten. Eine weitere Eskalation des Angriffskriegs Russlands könnte zu einem schlagartigen 
Massenzustrom von Vertriebenen aus der Ukraine oder von Personen, die internationalen Schutz benötigen, führen.

(23) Aufgrund der Handlungen Russlands in der Ukraine, die eine unmittelbare Bedrohung für die Sicherheitslage in der 
Union darstellen, mussten die Union und ihre Mitgliedstaaten die Investitionen in ihre Verteidigungsfähigkeiten 
erheblich ausweiten. Seit Beginn des Angriffskriegs Russlands gegen die Ukraine im Februar 2022 sind die 
Verteidigungsausgaben der Union im Verhältnis zum BIP um rund 0,25 Prozentpunkte auf 1,5 % des BIP im 
Jahr 2024 (bzw. rund 270 Mrd. EUR) gestiegen. Am 28. Mai 2025 erließ der Rat als Sofortmaßnahme die 
Verordnung (EU) 2025/1106 des Rates (6) mit dem Ziel, den Mitgliedstaaten finanziellen Beistand zur Förderung 
ihrer industriellen Bereitschaft im Verteidigungsbereich zu gewähren. In der Herbstprognose 2025 der Kommission 
wird eine weitere Erhöhung der Verteidigungsausgaben um rund 0,5 Prozentpunkte bis zum Jahr 2027 projiziert, 
womit diese Ausgaben 2,0 % des BIP (bzw. rund 405 Mrd. EUR) erreichen würden. Zusätzlich zu diesen 
ökonomischen Folgen für die Wirtschaft der Union, die durch Russlands Angriffskrieg gegen die Ukraine verursacht 
werden, löst Russland durch seine Handlungen selbst direkte ökonomische Auswirkungen auf die Wirtschaft der 
Union aus. Dies würde sich sofort drastisch verschärfen, hätte Russland in Ermangelung eines Verbots von Transfers 
Zugang zu zusätzlichen Mitteln.

(24) Im Lichte dieser unterschiedlichen Erwägungen ist die Sicherstellung eines Verbots des Transfers von Vermögens
werten und Reserven der Zentralbank Russlands oder mit ihr verbundener Einrichtungen an die Zentralbank 
Russlands und an mit ihr verbundene Einrichtungen oder zu deren Gunsten und letztlich an Russland oder zu dessen 
Gunsten eine Maßnahme, die angemessen ist, um weitere durch die Handlungen Russlands verursachte 
Auswirkungen beispiellosen Ausmaßes auf die Wirtschaftslage der Union zu vermeiden. Da sie vorübergehend 
und umkehrbar ist, geht sie nicht über das zur Erreichung dieses Ziels erforderliche Maß hinaus.

(25) Es ist unter den gegenwärtigen Umständen ebenfalls angemessen, dass die Finanzinstitute, die Vermögenswerte und 
Reserven der Zentralbank Russlands oder mit ihr verbundener Einrichtungen halten, die bei Fälligkeit der 
Vermögenswerte angesammelten Barbestände getrennt verwalten.

(26) Die in dieser Verordnung festgelegten spezifischen Maßnahmen lassen die Vermögenswerte der Zentralbank 
Russlands unberührt, bei denen es sich um eine Forderung gegen Finanzinstitute der Union handelt, die den 
Transferbeschränkungen unterliegt. Das Eigentum an diesen Vermögenswerten ist von den in dieser Verordnung 
vorgesehenen Maßnahmen nicht betroffen. Die Barbestände, die in den Bilanzen der Finanzinstitute, die 
Vermögenswerte und Reserven der Zentralbank Russlands halten, auflaufen, weil Transfers an die Zentralbank 
Russlands oder zu deren Gunsten verboten sind, sind nicht Eigentum der Zentralbank Russlands und stellen keine 
staatlichen Vermögenswerte dar. Das Verbot des Transfers von Vermögenswerten und Reserven der Zentralbank 
Russlands oder mit ihr verbundener Einrichtungen ist vorübergehend, reversibel und wird regelmäßig überprüft.
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(27) Diese zusätzlichen Maßnahmen schaffen neue Verpflichtungen für Finanzinstitute, die Vermögenswerte und 
Reserven der Zentralbank Russlands oder mit ihr verbundener Einrichtungen halten, um die wirtschaftlichen Folgen 
der Aggression Russlands gegen die Ukraine für die Union abzumildern. In Anbetracht des Zusammenhangs, in dem 
diese Maßnahmen ergriffen werden, und der Tatsache, dass mit diesen Maßnahmen ein Gemeinwohlziel verfolgt 
wird, das darin besteht, eine Verschlechterung der Wirtschaft der Union in einer sicherheitspolitischen 
Krisensituation zu verhindern, werden mit diesen Maßnahmen die in der Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union, insbesondere in Artikel 17 in Verbindung mit Artikel 52, verankerten Grundrechte und Grundfreiheiten 
vollumfänglich geachtet, da sie, gerechtfertigt sind und in einem angemessenen Verhältnis zu den verfolgten Zielen 
stehen.

(28) Die Maßnahmen im Zusammenhang mit dem Verbot des Transfers von Vermögenswerten oder Reserven der 
Zentralbank Russlands oder mit ihr verbundener Einrichtungen sollten vorübergehend bleiben. Sie sollten so lange 
aufrechterhalten werden, wie die Bereitstellung erheblicher finanzieller und sonstiger Mittel, die es Russland 
ermöglichen, seine Handlungen im Zusammenhang mit seinem Angriffskrieg gegen die Ukraine fortzusetzen, 
ernsthafte wirtschaftliche Schwierigkeiten innerhalb der Union und der Mitgliedstaaten verursacht oder zu 
verursachen droht und die Gefahr einer weiteren erheblichen Verschlechterung der Wirtschaftslage in der Union und 
in den Mitgliedstaaten fortbesteht. Es ist daher angezeigt, die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen 
aufzuheben, falls Russland seinen Angriffskrieg gegen die Ukraine einstellt, der Ukraine in dem Umfang 
Wiedergutmachung leistet, der erforderlich ist, um den Wiederaufbau ohne wirtschaftliche und finanzielle Folgen für 
die Union zu ermöglichen, und falls von den Handlungen Russlands im Zusammenhang mit seinem Angriffskrieg 
gegen die Ukraine objektiv keine ernsthafte Gefahr schwerwiegender Schwierigkeiten für die Wirtschaft der Union 
und ihrer Mitgliedstaaten mehr ausgehen. Zu diesem Zweck sollte der Rat auf Vorschlag der Kommission, der dem 
Bericht der Kommission auf der Grundlage der jährlichen Überprüfung dieser Verordnung Rechnung tragen sollte, 
diese Verordnung ändern, unter anderem durch die Festlegung angemessener, unbedingt erforderlicher und 
vorübergehender Abwicklungsregelungen zum Schutz der berechtigten Interessen der Wirtschaftsakteure der Union 
und der Mitgliedstaaten, einschließlich eines angemessenen Zeitrahmens für die Erfüllung von Verpflichtungen nach 
Aufhebung der Maßnahmen. Insbesondere sollten zur Gewährleistung von Rechtssicherheit und einer geordneten 
Abwicklung Vorschriften für den Zeitplan und die Modalitäten der Erstattung der Barbestände festgelegt werden.

(29) Bei der Anwendung dieser Verordnung sollte der Notwendigkeit Rechnung getragen werden, die Finanzstabilität der 
Union sicherzustellen und die systemische Bedeutung der Zentralverwahrer für das Funktionieren der 
Wertpapiermärkte zu wahren.

(30) Angesichts des Ausmaßes der Krise, ihrer weitreichenden sozialen, wirtschaftlichen und finanziellen Auswirkungen 
und der Notwendigkeit, so schnell wie möglich zu handeln, sollte diese Verordnung aus Gründen der Dringlichkeit 
am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft treten.

(31) Da die Ziele dieser Verordnung von den Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden können, sondern 
vielmehr auf Unionsebene besser zu verwirklichen sind, kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des 
Vertrags über die Europäische Union verankerten Subsidiaritätsprinzip tätig werden. Entsprechend dem in 
demselben Artikel verankerten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit geht diese Verordnung nicht über das für die 
Verwirklichung dieser Ziele erforderliche Maß hinaus —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Gegenstand

Mit dieser Verordnung werden außergewöhnliche und vorübergehende Sofortmaßnahmen zur Bewältigung der durch die 
Handlungen Russlands im Zusammenhang mit seinem Angriffskrieg gegen die Ukraine verursachten ernsthaften 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten in der Union und der Gefahr einer weiteren Verschlechterung der Wirtschaftslage in der 
Union festgelegt. Diese Maßnahmen zielen darauf ab, eine ernsthafte Verschlechterung der wirtschaftlichen Stabilität in der 
Union und ihren Mitgliedstaaten zu vermeiden, indem verhindert wird, dass erhebliche Mittel für Russland zur Fortsetzung 
seiner Handlungen im Zusammenhang mit dem Angriffskrieg gegen die Ukraine verfügbar gemacht werden.

Artikel 2

Transferverbot

(1) Direkte oder indirekte Transfers von Vermögenswerten oder Reserven der Zentralbank Russlands oder von 
juristischen Personen, Organisationen oder Einrichtungen, die, wie der russische National Wealth Fund, im Namen oder auf 
Anweisung der russischen Zentralbank handeln, sind verboten.

(2) Barbestände, die den in Absatz 1 genannten Vermögenswerten und Reserven entsprechen, werden getrennt 
verwaltet.

ABl. L vom 13.12.2025 DE

ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2025/2600/oj 5/8



Artikel 3

Meldung

(1) Soweit nicht bereits nach anderen unionsrechtlichen Bestimmungen erforderlich und ungeachtet der geltenden 
Vorschriften über die Meldepflicht, die Vertraulichkeit und das Berufsgeheimnis legen natürliche und juristische Personen, 
Organisationen und Einrichtungen, darunter die Europäische Zentralbank, nationale Zentralbanken, Unternehmen der 
Finanzbranche im Sinne des Artikels 4 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (7), 
Versicherungs- und Rückversicherungsunternehmen im Sinne des Artikels 13 der Richtlinie 2009/138/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates (8), Zentralverwahrer im Sinne des Artikels 2 der Verordnung (EU) 
Nr. 909/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates (9) und zentrale Gegenparteien im Sinne des Artikels 2 der 
Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates (10) der Kommission bis zum 14. März 2026 
Informationen über die in Artikel 2 der vorliegenden Verordnung genannten Vermögenswerte und Reserven, die sie halten, 
kontrollieren, oder bei denen sie Gegenpartei sind, vor. Diese Informationen werden alle drei Monate auf den neuesten 
Stand gebracht und umfassen mindestens folgende Angaben:

a) Angaben zur Identifizierung der natürlichen oder juristischen Personen, Organisationen oder Einrichtungen, die diese 
Vermögenswerte und Reserven im Eigentum haben, halten oder kontrollieren, einschließlich Name, Anschrift und 
Mehrwertsteuer- oder Steuer-Identifikationsnummer;

b) den Betrag oder Marktwert dieser Vermögenswerte und Reserven zum Zeitpunkt der Meldung;

c) die Art der Vermögenswerte oder Reserven sowie Kryptowerte und andere relevante Kategorien von Vermögenswerten, 
einschließlich nichtmonetärer Vermögenswerte. Für jede dieser Kategorien sind, soweit verfügbar, relevante Angaben wie 
Menge, Ort, Währung, Laufzeit und Vertragsbedingungen zwischen dem meldenden Akteur und dem Eigentümer des 
Vermögenswerts zu machen.

(2) Hat die meldende natürliche oder juristische Person, Organisation oder Einrichtung festgestellt, dass es bei den in 
Artikel 2 genannten Vermögenswerten und Reserven zu einem außergewöhnlichen und unvorhergesehenen Verlust oder 
Schaden gekommen ist, so sind diese Informationen unverzüglich der Kommission zu übermitteln.

(3) Die Mitgliedstaaten sowie die natürlichen und juristischen Personen, Organisationen und Einrichtungen, die der 
Meldepflicht nach diesem Artikel unterliegen, arbeiten bei der Überprüfung der eingegangenen Informationen mit der 
Kommission zusammen. Die Kommission kann alle zusätzlichen Informationen anfordern, die sie für diese Überprüfung 
benötigt. Sobald diese Anforderung an eine natürliche oder juristische Person, Organisation oder Einrichtung gerichtet wird, 
übermittelt die Kommission sie gleichzeitig der zuständigen Behörde des betreffenden Mitgliedstaats. Alle Informationen, 
die bei der Kommission eingehen, werden dem betreffenden Mitgliedstaat zur Verfügung gestellt.

(4) Alle Informationen, die der Kommission und den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten nach diesem Artikel 
übermittelt werden oder bei ihnen eingehen, dürfen von der Kommission und den zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten nur für die Zwecke verwendet werden, für die sie übermittelt wurden oder bei ihnen eingegangen sind.
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(7) Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über Aufsichtsanforderungen an 
Kreditinstitute und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 1, ELI: http://data.europa.eu/ 
eli/reg/2013/575/oj).

(8) Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2009 betreffend die Aufnahme und 
Ausübung der Versicherungs- und der Rückversicherungstätigkeit (Solvabilität II) (ABl. L 335 vom 17.12.2009, S. 1, ELI: http://data. 
europa.eu/eli/dir/2009/138/oj).

(9) Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 zur Verbesserung der 
Wertpapierlieferungen und -abrechnungen in der Europäischen Union und über Zentralverwahrer sowie zur Änderung der 
Richtlinien 98/26/EG und 2014/65/EU und der Verordnung (EU) Nr. 236/2012 (ABl. L 257 vom 28.8.2014, S. 1, ELI: http://data. 
europa.eu/eli/reg/2014/909/oj).

(10) Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 über OTC-Derivate, zentrale 
Gegenparteien und Transaktionsregister (ABl. L 201 vom 27.7.2012, S. 1, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2012/648/oj).
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(5) Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt im Einklang mit der vorliegenden Verordnung und den 
Verordnungen (EU) 2016/679 (11) und (EU) 2018/1725 (12) des Europäischen Parlaments und des Rates und nur insoweit, 
als es für die Anwendung der vorliegenden Verordnung und zur Gewährleistung einer wirksamen Zusammenarbeit 
zwischen den Mitgliedstaaten sowie mit der Kommission bei der Anwendung der vorliegenden Verordnung erforderlich ist.

Artikel 4

Schutzvorkehrungen

(1) Ansprüche im Zusammenhang mit Verträgen oder Geschäften, deren Erfüllung bzw. Durchführung von den mit 
dieser Verordnung verhängten Maßnahmen unmittelbar oder mittelbar, ganz oder teilweise berührt wird, einschließlich 
Schadensersatzansprüchen oder ähnlichen Ansprüchen, wie etwa Entschädigungsansprüchen oder Garantieansprüchen, vor 
allem Ansprüche auf Verlängerung oder Zahlung einer Schuldverschreibung, einer Garantie oder eines Schadensersatz
anspruchs, insbesondere einer finanziellen Garantie oder eines finanziellen Schadensersatzanspruchs in jeglicher Form, 
werden nicht erfüllt, sofern sie von der Russischen Föderation, von den in Artikel 2 genannten juristischen Personen, 
Organisationen und Einrichtungen oder von Personen, die in ihrem Namen oder auf ihre Anweisung handeln, geltend 
gemacht werden. Von der Russischen Föderation, den in Artikel 2 genannten juristischen Personen, Organisationen und 
Einrichtungen oder von Personen, die in ihrem Namen oder auf ihre Anweisung handeln, im Zusammenhang mit den 
Maßnahmen nach Artikel 2 erwirkte gerichtliche, schiedsgerichtliche oder behördliche Entscheidungen werden in der Union 
nicht anerkannt, umgesetzt oder vollstreckt, solange diese Verordnung in Kraft ist.

(2) In Verfahren zur Durchsetzung eines Anspruchs trägt die Person, die den Anspruch geltend macht, die Beweislast 
dafür, dass die Erfüllung des Anspruchs nicht nach Absatz 1 verboten ist.

(3) Absatz 1 berührt nicht das Recht der in Absatz 1 genannten juristischen Personen, Organisationen und 
Einrichtungen auf gerichtliche Überprüfung der Rechtmäßigkeit der Nichterfüllung vertraglicher Verpflichtungen nach 
dieser Verordnung.

Artikel 5

Überprüfung

Bis zum 31. Dezember 2026 und danach alle 12 Monate führt die Kommission eine Überprüfung dieser Verordnung durch 
und legt dem Rat einen Bericht über die wichtigsten Ergebnisse dieser Überprüfung vor. Im Rahmen dieser Überprüfung 
wird auch bewertet, ob die Bereitstellung der erheblichen Mittel, die es Russland ermöglichen, seine Handlungen im 
Zusammenhang mit seinem Angriffskrieg gegen die Ukraine fortzusetzen, weiterhin ernsthafte wirtschaftliche 
Schwierigkeiten innerhalb der Union und der Mitgliedstaaten verursacht oder zu verursachen droht und ob die Gefahr 
einer weiteren erheblichen Verschlechterung der Wirtschaftslage in der Union und den Mitgliedstaaten fortbesteht.

Artikel 6

Vorübergehende Anwendung von Maßnahmen

(1) Die Maßnahmen nach den Artikeln 2 bis 4 sind vorläufig. Sie werden so lange aufrechterhalten, wie die Bereitstellung 
der erheblichen Mittel, die es Russland ermöglichen, seine Handlungen im Zusammenhang mit seinem Angriffskrieg gegen 
die Ukraine fortzusetzen, ernsthafte wirtschaftliche Schwierigkeiten innerhalb der Union und der Mitgliedstaaten verursacht 
oder zu verursachen droht und die Gefahr einer weiteren erheblichen Verschlechterung der Wirtschaftslage in der Union 
und den Mitgliedstaaten fortbesteht. Zu diesem Zweck treten die in dieser Verordnung festgelegten Maßnahmen außer Kraft, 
wenn die folgenden Bedingungen erfüllt sind:

a) Russland stellt seinen Angriffskrieg gegen die Ukraine ein;

b) Russland leistet der Ukraine Wiedergutmachung in dem Umfang, der erforderlich ist, um den Wiederaufbau ohne 
negative wirtschaftliche oder finanzielle Folgen für die Union zu ermöglichen, und
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(11) Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei 
der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz- 
Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2016/679/oj).

(12) Verordnung (EU) 2018/1725 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2018 zum Schutz natürlicher Personen 
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union, zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 und des Beschlusses Nr. 1247/2002/EG (ABl. L 295 vom 
21.11.2018, S. 39, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2018/1725/oj).
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c) von den Handlungen Russlands im Zusammenhang mit seinem Angriffskrieg gegen die Ukraine geht objektiv keine 
ernsthafte Gefahr schwerwiegender Schwierigkeiten für die Wirtschaft der Union und ihrer Mitgliedstaaten mehr aus.

(2) Um den vorübergehenden Charakter der in den Artikeln 2 bis 4 genannten Maßnahmen gemäß den in Absatz 1 
genannten Bedingungen zu gewährleisten, ändert der Rat auf Vorschlag der Kommission und unter Berücksichtigung des in 
Artikel 5 vorgesehenen Berichts diese Verordnung, indem er unter anderem angemessene, unbedingt erforderliche und 
vorübergehende Bestimmungen erlässt, um die geordnete Abwicklung dieser Maßnahmen zu gewährleisten, wobei er der 
Notwendigkeit Rechnung trägt, die berechtigten Interessen der Wirtschaftsakteure der Union und der Mitgliedstaaten zu 
schützen.

Artikel 7

Schlussbestimmung

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Geschehen zu Brüssel am 12. Dezember 2025.

Im Namen des Rates

Die Präsidentin

M. BJERRE 

DE ABl. L vom 13.12.2025

8/8 ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2025/2600/oj


	Verordnung (EU) 2025/2600 des Rates vom 12. Dezember 2025 über Sofortmaßnahmen zur Bewältigung der durch die Handlungen Russlands im Zusammenhang mit dem Angriffskrieg gegen die Ukraine verursachten ernsthaften wirtschaftlichen Schwierigkeiten

